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Die Finanzkrise des Jahres 2008 führte dazu, dass die 
Globalisierung in Frage gestellt wurde. Die Krise brach-
te mehr Handelsprotektionismus, verstärkte Migrations-
feindlichkeit und zum ersten Mal seit dem Zweiten Welt-
krieg eine anhaltende Phase, in der der Welthandel weni-
ger schnell wuchs als die Weltproduk tion. Nach 2008 gab 
es keine vollständige Umkehr oder De-Globalisierung, 
sondern eher eine unsichere, „verlangsamte Globalisie-
rung“. In der Folge von COVID-19 erzwangen nationalis-
tisch gesonnene Impfgegner insbesondere in den USA, 
dem Vereinigten Königreich, Russland und China eine of-
fenere Konfrontation und es kam zu erbitterten Konflikten 
innerhalb der Europäischen Union. Der Angriff Russlands 
auf die Ukraine 2022 und die Eskalation der Spannungen 
um Taiwan verschärften die geopolitischen Konflikte. Es 
ist folglich leicht – vielleicht zu leicht – eine nicht vorhan-
dene Balance oder Globalisierung, die in einem viralen 
Dunst oder im Rauch der Konflikte verschwindet, zu ex-
trapolieren.

Tatsächlich ist der Eindruck einer neuen Phase von De-
Globalisierung irreführend, kann aber leicht entstehen, 
da gewöhnliche Außenhandelsstatistiken, die allein den 
grenzüberschreitenden Warenhandel betrachten, sin-
kende Im- und Exporte aufweisen. Es ist einfach so, dass 
das Verarbeitende Gewerbe weltweit an Bedeutung ver-
liert und daher weniger Handel stattfindet: Wir reduzieren 
die Menge an Dingen, die wir brauchen und kaufen, und 
gleichzeitig erleben wir vermehrt einen Übergang in ei-
ne Welt der schwerelosen Waren, die nicht mit Schiffen, 
Flugzeugen oder Zügen transportiert werden müssen 
(Bénassy-Quéré, 2024). Gemeint ist die Zunahme von 
Bildungs-, Informations-, medizinischen und juristischen 
Dienstleistungen, die heute weltweit produziert und ge-
handelt werden. Diese virtuelle oder E-Globalisierung 
wird sich fortsetzen, auch wenn die Globalisierung der 
Dinge ins Stocken gerät. Aber „Dinge“ bleiben wichtig, 
und sie werden in die Strategiediskussion einbezogen.

Der 5. November 2024 wird als ein entscheidender Wen-
depunkt in die Geschichte eingehen, an dem die Welt vor 
einer sehr radikalen Option stand. Donald Trump und die 
Republikaner haben eine Wahl mit den Themen der Anti-

globalisierung, dem erbitterten Widerstand gegen den 
Globalismus und der Verpflichtung, Amerika wieder groß 
zu machen, gewonnen. Die Demokratie ist sehr gut darin, 
die leidenschaftlichsten Sorgen der Bürger – der Wähler – 
aufzugreifen. Die Amerikaner waren besorgt über Inflation 
und Einwanderung.

Wenn die Demokratie gut darin ist, Ängste aufzuzeigen, 
muss sie nicht unbedingt gut darin sein, die besten Lö-
sungen zu finden. Amerikaner sind über Preiserhöhungen 
besorgt, aber Zollerhöhungen werden die Preise für viele 
Waren in die Höhe treiben. Haushaltsgeräte, Elektronik 
und Kleidung werden teurer werden. Die amerikanischen 
Landwirte, die in einigen Bundesstaaten, einschließlich 
der Swing States im Mittleren Westen, einen wichtigen 
Teil der Wählerschaft ausmachen, werden von den Ver-
geltungsmaßnahmen anderer Länder betroffen sein. Die 
Welt im Allgemeinen, einschließlich Amerika, wird unter 
einem Zollkrieg leiden.

Die handelspolitische Debatte

Die Handelspolitik wird allerorten diskutiert, aber die 
Diskussion wird nicht ehrlich geführt. Anstatt über Kos-
ten und Nutzen zu sprechen, wird die Diskussion in eine 
grobe Polarisierung zwischen „uns“ und „Ausländern“ 
gekleidet. Was sich als neuer Konsens herauskristallisiert 
hat, führt zu kostspieligen, wirtschaftlich nachteiligen Er-
gebnissen.

Der einzige wesentliche oder politisch relevante Teil der 
einzigen TV-Debatte im Präsidentschaftswahlkampf zwi-
schen Kamala Harris und Donald Trump fand in den ers-
ten Minuten statt. Harris bezeichnete den Vorschlag von 
Trump, allgemeine Zölle in Höhe von 20 % zu erheben, 
mit einem Satz von 60 % für in China hergestellte Waren, 
als allgemeine Umsatzsteuer. Trump entgegnete darauf-
hin fälschlicherweise, dass die Kosten von den auslän-
dischen Herstellern und nicht von den amerikanischen 
Bürgern getragen würden, stellte aber auch richtig fest, 
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dass er als Präsident bereits Zölle erhoben habe und Joe 
Biden diese (größtenteils) nicht gesenkt habe. So schlimm 
können sie also nicht sein. Harris blieb eine Antwort auf 
diesen Punkt schuldig.

Wissenschaftler haben zahlreiche empirische Belege für 
die Auswirkungen des Handels vorgelegt, und die Ergeb-
nisse sind – vielleicht überraschenderweise – wenig um-
stritten. Die umfangreichste Studie von Autor et al. (2024) 
zeigt, dass die Trump-Zölle keine positiven Auswirkungen 
auf die Beschäftigung im Verarbeitenden Gewerbe ha-
ben, also in dem Bereich, der eigentlich geschützt wer-
den sollte. Berücksichtigt man die Vergeltungszölle ande-
rer Länder, hat die Trump-Maßnahme in den Vereinigten 
Staaten sogar zu Arbeitsplatzverlusten geführt. Der poli-
tische Effekt der Zölle bestand jedoch darin, die Stimmen 
der Republikaner in den Gebieten zu erhöhen, in denen 
die „geschützten“ Arbeitnehmer arbeiteten. Die Schluss-
folgerung ist, dass die Zölle zwar politische, aber keine 
wirtschaftlichen Vorteile bringen.

Der politische Effekt, der die Republikaner begünstigte, 
hätte für Biden kein Grund sein dürfen, die Zölle aufrecht-
zuerhalten. Aber zu diesem Zeitpunkt hatte die Rhetorik 
der Eskalation des Handelskriegs die Vereinigten Staaten 
erfasst, und das Kalkül war, dass ein „Zugeständnis“ an 
China politisch kontraproduktiv gewesen wäre – obwohl 
es in Wirklichkeit ein Zugeständnis an die amerikanischen 
Verbraucher gewesen wäre.

Inzwischen hat sich die gängige Meinung durchgesetzt, 
dass der Freihandel ein gefährlicher Teil einer diskreditier-
ten „neoliberalen“ Ideologie ist, die von den Vereinigten 
Staaten und dem Westen Ende des zwanzigsten Jahrhun-
derts nach dem Ende des Kalten Kriegs eingeführt wur-
de. Der Angriff auf diesen Grundsatz erfolgt in Form einer 
Zangenbewegung von rechts und links. Wladimir Putin 
und Victor Orbán machen den Angriff auf den Neolibera-
lismus zum Kern ihrer Ideologie und versuchen zu erklä-
ren, wie wirtschaftliche Offenheit zum Zerfall traditioneller 
gesellschaftlicher Werte führt. Die Linke hat schon lange 
Argumente für die zersetzenden Auswirkungen des Neo-
liberalismus vorgebracht. Zentristen wie Biden kamen 
dann zu der Überzeugung, dass sie politisch profitieren 
könnten, indem sie Themen aufgriffen, die von der Rech-
ten und der Linken geteilt wurden.

Friedman gegen Friedman

Der Handelskonflikt ist für Trump seit den 1980er Jahren 
ein zentrales Anliegen, als er sich leidenschaftlich über ei-
ne angebliche japanische Bedrohung zur Übernahme der 
Welt aufregte. Damals sahen viele Japan in einem Krieg 
um die Weltherrschaft, in dem eine mächtige zentralisier-

te Verwaltung im Ministerium für Investitionen, Handel 
und Industrie (MITI) eine subventionsgetriebene Indust-
riepolitik ausheckte, die es großen japanischen Unterneh-
men ermöglichte, Marktanteile zu gewinnen und ihre in-
ternationalen Konkurrenten zu vernichten. In der Automo-
bilindustrie, wo der Absatz japanischer Autos in den USA 
seit den 1970er Jahren sprunghaft angestiegen war, war 
dies offensichtlich. Als die USA darauf mit einer ausge-
handelten Auferlegung von zahlenmäßigen Beschränkun-
gen („Voluntary Export Restraints“) reagierten, gaben die 
Japaner den Niedrigpreissektor einfach auf und stellten 
Luxusautos her. Der amerikanische Politikwissenschaftler 
George Friedman schrieb 1991 zusammen mit Meredith 
LeBard eine erschreckende Prophezeiung der Zukunft: 
„The Coming War With Japan“ (1991). Als das Buch von 
George Friedman herauskam, war die japanische Blasen-
wirtschaft aber bereits zusammengebrochen.

In der Phase des rasanten Wachstums erwarb Japan auch 
Prestigeobjekte: Hollywood-Studios, als Sony in den spä-
ten 1980er Jahren Columbia Pictures von Coca-Cola 
übernahm, oder das Lincoln Center in New York mit sei-
ner ikonischen Wintereisbahn. Trumps eigener Zorn soll 
sich entladen haben, als er 1988 eine Auktion für das im 
Filmklassiker „Casablanca“ verwendete Klavier an einen 
japanischen Sammler verlor. Ein Jahr später forderte er 
im Fernsehen eine 15 bis 20 %ige Steuer auf Importe aus 
Japan mit dem Argument, dass „Amerika abgezockt wird. 
Wir sind eine Schuldnernation, und wir müssen Steuern 
und Zölle erheben, wir müssen dieses Land schützen.“ 
Er sprach auch über Deutschland, Südkorea und Saudi-
Arabien (Tankersley & Landler, 2019). In den 2000er Jah-
ren verlagerte sich der Schwerpunkt auf China, aber die 
Sorge um Deutschland blieb. Er brachte sie oft in Form ei-
ner ausgeprägten Abneigung gegen deutsche Autos zum 
Ausdruck, obwohl Trump gerne antike Biedermeiermöbel 
aus Deutschland für sein Penthouse an der Fifth Avenue 
sammelte.

In seiner ersten Amtszeit dachte er über einen 35 %igen 
Zoll auf deutsche Autos nach und sagte Präsident Mac-
ron, er wolle keine deutschen Autos auf der Fifth Avenue 
sehen (Wattles & Riley, 2018). Während des Wahlkampfs 
2024 erklärte er in Georgia – einem der Südstaaten mit 
einer großen Präsenz ausländischer Automobilhersteller: 
„Ich möchte, dass deutsche Autofirmen zu amerikani-
schen Autofirmen werden. Ich werde ihnen die niedrigsten 
Steuern, die niedrigsten Energiekosten und die geringste 
regulatorische Belastung sowie freien Zugang zum bes-
ten und größten Markt der Welt bieten, aber nur, wenn sie 
ihr Produkt hier in Amerika herstellen“ (o. V., 2024). Tat-
sächlich befindet sich das größte Werk von BMW bereits 
in Spartanburg, South Carolina. Angela Merkel versuchte 
immer wieder als Bundeskanzlerin, Trump an die Zahl der 
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von deutschen Unternehmen in den USA geschaffenen 
Arbeitsplätze zu erinnern.

Die Trump-Vorschläge von 2024 – wie das gesamte neue 
Trump-Paket – sind viel radikaler als die Maßnahmen der 
vergangenen Trump-Präsidentschaft. Sie bergen viel 
größere Gefahren. Zunächst einmal sind die Preiseffekte 
viel größer und die Wohlfahrtsverluste dementsprechend 
einschneidender. Verschiedene Schätzungen der jährli-
chen Kosten eines 20 %igen Zolls für den Durchschnitts-
verbraucher und 60 % auf chinesische Ausfuhren reichen 
von 2.600 US-$ (Peterson Institute) bis zu 3.900 US-$ 
(Center for American Progress) (Riley, 2024, Tabelle 1).

Die Sichtweise von George Friedman über die Handels-
beziehungen zwischen den USA und Japan war nicht die 
beste Art, den wirtschaftlichen Wandel des späten zwan-
zigsten Jahrhunderts zu betrachten. Aber die Nullsum-
men-Mentalität hilft auch nicht wirklich bei der Bewälti-
gung der heutigen Herausforderungen, denen sich die 
Amerikaner gegenübersehen. Milton Friedman hatte eine 
ganz andere Sichtweise auf japanische Autos als George 
Friedman: Die Konkurrenz überlegener japanischer Au-
tos sei ein Ansporn zu Innovation und Verbesserung für 
amerikanische Hersteller, und ein Schutz würde nur zu ei-
nem längeren und schmerzhafteren Prozess des Nieder-
gangs führen, da sie mehr und mehr mit minderwertigen 
Produkten in Verbindung gebracht würden (Levy, 1992). 
Auch die drohende Ausweisung von Ausländern, von de-
nen viele in Beschäftigung sind, wird den Preisdruck nicht 
verringern oder mehr Arbeitsplätze für die verbleibenden 
Amerikaner schaffen.

Es gibt auch konzeptionelle Probleme, die der Einfüh-
rung eines stark diskriminierenden Zolls im Wege ste-
hen. Die meisten Produkte sind das Ergebnis komplexer 
Lieferketten, sodass eine Stufe in China liegen kann, die 
Endproduktion oder Montage aber woanders (Baldwin, 
2019). Viel Aufmerksamkeit wurde dem Anstieg der ame-
rikanischen Importe aus Mexiko und Vietnam gewid-
met, während diese Länder gleichzeitig mehr Waren aus 
China beziehen. Ein großer Teil der US-amerikanischen 
Generika kommt aus Indien, aber die dortige Produktion 
verwendet Chemikalien, die von China geliefert werden. 
Sollten diese Produkte besteuert werden, sind die Ame-
rikaner dann bereit, die Preise für Medikamente, auf die 
sie angewiesen sind, stark ansteigen zu lassen? Einige 
werden sich die höheren Preise nicht leisten können, 
was Krankheit und erhöhte Sterblichkeit zur Folge haben 
wird.

Es würde lange dauern, bis die USA wirklich autark wer-
den. Derzeit wird in ein neues TSMC-Halbleiterwerk in 
Arizona mit einem Investitionsvolumen von 40 Mrd. US-$ 

investiert, dessen Fertigstellung sich jedoch ständig ver-
zögert (derzeit wird sie auf 2026 oder 2027 geschätzt). 
Kritische Komponenten für Elektrofahrzeuge kommen 
größtenteils aus China – Gallium, Germanium – und ob-
wohl es alternative Quellen geben mag, wird es lange 
dauern, bis sie erschlossen sind (EBRD, 2023). China 
liefert pharmazeutische Wirkstoffe (Active Pharmaceuti-
cal Ingredients, APIs) und wichtige Ausgangsstoffe (Key 
Starting Materials, KSMs) oder „Bulk-Medikamente“ für 
die großen Mengen an Generika, die derzeit in Indien her-
gestellt werden. Im Jahr 2023-2024 entfielen 43,45 % der 
indischen Arzneimittelimporte im Wert von 3,6 Mrd. US-
$ auf China (Policy Circle Bureau, 2024). Indien hat ers-
te Schritte unternommen, um seine Abhängigkeit durch 
ein neues Programm für produktionsgebundene Anreize 
(Production Linked Incentive, PLI) zu verringern, aber die 
Abkehr von China wird noch lange dauern. In der Zwi-
schenzeit liefert Indien weiterhin die Hälfte des US-Ver-
brauchs an Generika.

Genau die gleichen Probleme kennzeichnen die europä-
ischen Bemühungen, die Resilienz der Lieferketten zu 
stärken oder ihre Anfälligkeit zu verringern. Dabei wer-
den sie durch die mangelnde Bereitschaft behindert, chi-
nesische Investitionen zuzulassen. In einigen Branchen, 
wie z. B. bei den meisten Solarpanelen, ist der Moment, 
in dem Europa die Produktion hätte ausweiten und die 
Kosten senken können, bereits verpasst worden – wie der 
Bericht von Mario Draghi über die europäische Wettbe-
werbsfähigkeit leider nahelegt.

Je dringlicher es ist, die Lieferketten resilienter zu ma-
chen, desto höher sind die erforderlichen Investitionen 
und desto höher die Kosten. In der Zwischenzeit kann 
es zu Engpässen kommen, da auch die Lieferanten ihre 
Produktion umschichten. In einigen Bereichen mögen die 
Engpässe nur lästig sein, in anderen sind sie lebensbe-
drohlich. In Europa kam es bereits im Winter 2023/2024 
zu Engpässen bei Antibiotika und der Versorgung mit 
Milchpulver für Babys.

Bilateralisierung

Zusammen mit der zollpolitischen Besessenheit gibt es 
auch eine Trumpsche Neigung, bilaterale Handelsbilan-
zen in den Fokus zu stellen. Hier erscheint die chinesi-
sche Herausforderung besonders bedrohlich (Abbildung 
1), auch wenn – zum Teil als Folge der Trump-Zölle wäh-
rend der ersten Präsidentschaft und ihrer Fortsetzung mit 
Biden – ein Teil des chinesischen Handels in dem Sinne 
multilateralisiert wird, dass er über Zwischenhändler ab-
gewickelt wird, vor allem über Vietnam und Mexiko, die 
ihre bilateralen Überschüsse mit den USA in die Höhe ge-
trieben haben (Alfaro & Chor, 2023).
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Es könnte sich auch um eine „Teile und Herrsche“-Stra-
tegie von Trump handeln – der bilaterale Handelsüber-
schuss mit Frankreich ist z. B. viel geringer als der mit 
Deutschland. Frankreich könnte also besser behandelt 
werden, und die USA könnten vom weiteren Zugang zu 
französischen Weinen (aber nicht zu italienischen – es gibt 
einen italienischen Überschuss) profitieren. Das Vereinigte 
Königreich hat ein bilaterales Defizit mit den USA, sodass 
man erwarten könnte, dass es leicht zu einem Handels-
abkommen kommen könnte, vor allem jetzt, da es nicht 
mehr Mitglied der EU ist. Allerdings gibt es Anzeichen da-
für, dass es Trump zutiefst stört, vom Schatzkanzler über 
die Vorteile des Freihandels belehrt oder vom Außenmi-
nister als Nazi beschimpft zu werden. Die hochkarätige 
Unterstützung der Regierung und der Labour-Partei für 
Kamala Harris im Wahlkampf wird dem Vereinigten König-
reich vorgehalten werden.

Der bilaterale Fokus sollte die USA dazu veranlassen, 
sich stärker auf Südamerika zu konzentrieren, wo die USA 
Überschüsse haben, nicht aber auf Mexiko, das seit lan-
gem im Mittelpunkt der Trumpschen Missgunst steht. Am 
Vorabend der Wahl erklärte Trump den Wählern in North 
Carolina, was er der neuen mexikanischen Präsidentin 
sagen würde: „Ich werde sie gleich am ersten Tag oder 
früher darüber informieren, dass ich sofort einen Zoll von 
25 Prozent auf alles erheben werde, was sie in die Ver-
einigten Staaten von Amerika schicken, wenn sie diesen 
Ansturm von Kriminellen und Drogen auf unser Land nicht 
stoppen“ (The Economist, 2024). Die Einwanderungspro-
blematik wurde sogar als Rechtfertigung für 100 %ige 
Zollsätze angeführt (Stein, 2024).

Kurz gesagt, von Washington geht eine mehrdeutige Bot-
schaft aus, die zwangsläufig zu Verunsicherung führt: 

Das ist in der Tat der Plan, der sich mit der so genann-
ten „Madman“-Theorie der diplomatischen Hebelwirkung 
deckt (die ursprünglich von Richard Nixon geprägt wur-
de). Es ist kaum verwunderlich, dass die deutschen Auto-
mobilaktien seit der Wahl stark gefallen sind.

Die Verhandlungen werden vor dem Hintergrund der 
neuen Unsicherheit schwierig sein. Es scheint eine neue 
Industriestrategie erforderlich zu sein, aber es ist leicht 
zu erkennen, dass dies zu Ineffizienzen und Fehlinves-
titionen führen könnte. Ein wesentlicher Teil des Unbe-
hagens, an dem die deutsche Ampelkoalition schließlich 
zerbrach, entstand aus der Enttäuschung über die In-
dustriepolitik, über das Heizungsgesetz, aber auch über 
die vom Bundeswirtschaftsministerium vorgeschlage-
nen hohen Subventionen für Hightech-Investitionen. 
Kürzlich kam der Plan von Intel ins Stocken, im Osten 
Magdeburgs eine hochmoderne Halbleiter-Megafabrik 
zu bauen, die vom deutschen Steuerzahler mit 10 Mrd. 
Euro subventioniert werden sollte. Im westlichen Saar-
land wurde der von Wolfspeed und dem deutschen Au-
tomobilzulieferer ZF geplante Bau einer Halbleiterfabrik 
verschoben.

Debatten zu handelspolitischen Maßnahmen 
führen...

Zölle stellen ein Hemmnis für den Handel dar. Sind wir 
bereit, die US-Wirtschaft und damit auch die Weltwirt-
schaft durch Protektionismus zum Absturz zu bringen, 
und zwar in einem Ausmaß, das weitaus größer wäre als 
die schlechten Reaktionen auf den Hawley-Smoot Act im 
Jahr 1930 (Irwin, 2017; Boer & Rieth, 2024)? Dieser Zoll 
verstärkte eine Dynamik, die zu der katastrophalen Welt-
wirtschaftskrise der Zwischenkriegsjahre führte.

Es gibt zwei Möglichkeiten: Die eine ist, das protektio-
nistische Experiment zu wagen und die Ergebnisse ab-
zuwarten. Das Ergebnis wäre ein massiver Verlust von 
Arbeitsplätzen und die Verbreitung von Unzufriedenheit 
und Instabilität in der ganzen Welt. Das wäre eine Wie-
derholung der 1930er Jahre, eines kläglichen Experi-
ments, das schließlich in der Nachkriegswelt zu der Er-
kenntnis führte, dass Handel allgemeinen Wohlstand 
hervorbringt. Die andere Möglichkeit ist, eine ernsthafte 
und evidenzbasierte Diskussion über die Auswirkungen 
des Handels zu führen. Theoretisch sollte es einfach 
sein, die dahinterstehende Politik zu erklären. Wenn der 
Kompromiss zwischen der Finanzierung der Staatsaus-
gaben durch das Äquivalent einer Umsatzsteuer und 
dem Rückgriff auf Einkommensteuern besteht, ist das 
Ergebnis des Protektionismus höchst regressiv. Gering- 
und Durchschnittsverdiener sind unverhältnismäßig stark 
von den Zöllen betroffen, während diese für Besserver-

Abbildung 1
Bilaterale Handelsbilanzdefizite der USA

Quelle: US Bureau of Economic Analysis, US International Trade in Goods 
and Services, Oktober 2024.
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diener kaum einen Unterschied machen. Die Besitzer von 
Luxusjachten sind nicht wirklich auf Einfuhren aus China 
angewiesen.

Wie kann eine solche Debatte aus den Korridoren der Wis-
senschaft herausgeholt werden? In den Vereinigten Staa-
ten gibt es keine Tradition von Volksabstimmungen auf 
Bundesebene, aber es wäre ein eindrucksvolles und po-
litisch wie wirtschaftlich lohnendes Experiment, die Wäh-
ler zu fragen, ob sie höhere Zölle oder Verbrauchssteuern 
und Einkommensteuersenkungen bevorzugen. Die beste 
Antwort auf den „Populismus“ könnte darin bestehen, den 
Mut zu haben, die Menschen zu bestimmten Themen zu 
befragen, und der Zoll ist das dringendste. Wir werden 
diese Debatte wahrscheinlich aber erst nach einer sehr 
schlechten Erfahrung mit einem Zollschock beginnen.

... oder Maßnahmen zur Re-Globalisierung stärken

Der Vorstoß zu einer Re-Globalisierung hat eine wesent-
lich solidere Grundlage.

1. In einer Welt, die vor enormen technischen Heraus-
forderungen steht, im Gesundheitswesen und in der 
Umwelt, präsentieren sich Lösungen als gemeinsame 
oder globale öffentliche Güter. In den Jahren 1944 und 
1945 betonten die Gestalter der Nachkriegsordnung, 
dass Frieden und Wohlstand unteilbar sind und nicht 
das Eigentum einer einzelnen Nation sein können. 
Heute sind Gesundheit und Glück für einzelne Staaten 
oder Regionen ganz unabhängig von ihrer Umgebung 
unmöglich.

2. Es gibt eine konkrete historische Lektion. In den histo-
rischen Fällen veränderte und verband die Technologie 
diejenigen Staaten, die an der Globalisierung teilnah-
men. In der Mitte des neunzehnten Jahrhunderts wa-
ren es die Dampfschiffe, die Seekabel und die Eisen-
bahn. Im letzten Viertel des zwanzigsten Jahrhunderts 
war es die Rechenleistung: Der erste weit verbreitete 
Personal Computer erschien 1981. Heute sind es die 
Daten, die die Welt verbinden und Lösungen für Prob-
leme bieten. Die naheliegende Antwort auf die aktuelle 
Forderung nach größerer Effizienz der Verwaltung be-
trifft den Umgang, die Bündelung, die Auswertung und 
Verbreitung sowie die Nutzung von Big Data. Die Ver-
fügbarkeit neuartiger Informationen bietet die Möglich-
keit, einige der Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten 
zu bekämpfen, die durch die COVID-19-Krise deutlich 
geworden sind. Eine stärkere Automatisierung könnte 
bedeuten, dass einige der repetitiven und gefährlichen 
Aufgaben, die von schlecht bezahlten, unverzichtba-
ren Arbeitskräften ausgeführt werden, von Maschinen 
übernommen werden könnten. Telemedizin und daten-

gestützte öffentliche Gesundheit werden zu schnelle-
ren und gezielteren pharmazeutischen oder medizini-
schen Interventionen führen.

3. Die Globalisierungskrisen erzeugen unmittelbar eine 
starke Nachfrage nach billigen und zuverlässigen Pro-
dukten: Lebensmittel in der Krise Mitte des 19. Jahr-
hunderts; Öl und Rohstoffe in den 1970er Jahren; me-
dizinische Versorgung, Halbleiterchips, seltene Erden 
in den 2020er Jahren. Diese Produkte müssen interna-
tional produziert und gehandelt werden, und zwar am 
besten mit einer Vielzahl von Anbietern, um die Resili-
enz der Lieferketten zu gewährleisten.

4. Es besteht auch ein Bedarf an ständiger Innovation. 
Sich von der Welt abzuschneiden, würde bedeuten, 
dass man nicht mehr aus einer Vielzahl von Experimen-
ten lernen kann. Die Geschichte der Suche nach einem 
wirksamen Corona-Impfstoff – eines der Wunder des 
Jahres 2020 – war nicht der Erfolg eines einzelnen Lan-
des oder seiner besonderen Kultur der Wissenschaft 
und Innovation.

5. Die Geschichte der Innovation gilt auch für Regierun-
gen und deren Effizienz und Kompetenz. Es ist nicht 
möglich, im Alleingang brillant zu sein. Selbst wenn ein 
bestimmter Schritt zufällig erfolgreich erscheint – z. B. 
der anfängliche deutsche Ansatz zur Eindämmung der 
Pandemie durch Tests oder später die rasche Einfüh-
rung des britischen Impfstoffs –, besteht das Risiko, 
dass sich dieses Glück in anderen Politikbereichen 
nicht wiederholt.

Eine effektivere Verwaltung auf der Grundlage von Big 
Data scheint die Preisgabe eines gewissen Teils der Pri-
vatsphäre zu erfordern. Sie wird auf Widerstand stoßen, 
der sich auf die Berufung auf historische Stärken oder 
Werte stützt, die kompromittiert zu sein scheinen. Europa 
hat ein hohes Bewusstsein für die Bedeutung des Schut-
zes personenbezogener Daten und wird sich schwertun, 
einen akzeptablen Kompromiss zwischen mehr Kapazi-
tät und der Preisgabe personenbezogener Informationen 
zu finden. Die Unfähigkeit, eine Lösung für die Nutzung 
von Daten zu finden, wird die Europäische Union zuneh-
mend ineffektiv und ihre Politik unkoordiniert erscheinen 
lassen. Das wird einen Kreislauf der Unzufriedenheit aus-
lösen, der die EU belasten oder sogar auseinanderdivi-
dieren wird. Die USA könnten trotz der handelsfeindlichen 
Rhetorik von Trump als paradoxe Gewinner in einer neuen 
Welt des neu re-globalisierten internationalen Handels 
hervorgehen, mit tiefgreifenden Innovationen, die von den 
Tech-Unternehmern des Silicon Valley vorangetrieben 
werden, die ein wesentlicher Bestandteil der Trump-Koa-
lition waren und auf ihre Belohnung warten.
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